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Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschlieft:

1. Der Aufstellungsbeschluss des Planungs-, Verkehr- und Umweltausschusses vom 13.03.2001
zum Bebauungsplan Nr. 01/06 ,Gebiet HenriettenstraRe/Kanzlerstrale/W.-Oertel-Stralde/
Andréstralle“ (Beschluss Nr. B-101/2001) wird aufgehoben.

Abstimmungsergebnis:

Bemerkung: *

Aufgrund des § 20 der SachsGemO waren keine Mitglieder des Stadtrates von der Beratung und
Abstimmung ausgeschlossen / haben folgende Mitglieder des Stadtrates weder an der Beratung
noch an der Abstimmung mitgewirkt:

* Nichtzutreffendes ist zu streichen.

2. Die wahrend den o6ffentlichen Auslegungen und den Beteiligungen der Behdrden und sonsti-
gen Trager offentlicher Belange zu den Entwiirfen des Bebauungsplanes Nr. 10/04 KaRRberg
Ost in der Fassung vom Juli 2018 eingegangenen Stellungnahmen hat der Stadtrat mit fol-
gendem Ergebnis gepruft:

a) Beriicksichtigt werden die Anregungen von:

Ordn.-Nr.1 Landesdirektion Sachsen,
Abt. Infrastruktur/Ref. Raumordnung, Stadtentwicklung
Stellungnahme vom 04.02.2019

Sachverhalt

Durch die Planung werden regelmaRig durch die Raumordnung zu vertretende Belange nicht be-
ruhrt. Der wirksame Flachennutzungsplan der Stadt Chemnitz liegt der Planung zugrunde. Darin
sind fur den Geltungsbereich Uberwiegend Wohnbauflachen dargestellt. Lediglich fur das Karree
Limbacher Strale, Reichsstralle, Uhlichstral3e, Kanzlerstrale weicht nach unserem Kenntnisstand
die Darstellung als gemischte Bauflache von der Ausweisung mit Bebauungsplan ab, dazu sollte
die Begrindung erganzt werden.

Berucksichtigung

Far eine Beurteilung des Entwicklungsgebotes aus dem Flachennutzungsplan ist eine Betrachtung
des gesamten Karrees erforderlich. Fur das Karree liegt ein rechtskraftiger Bebauungsplan 10/04
,Kalkberg Ost, Teilbereich ReichsstralRe/Limbacher Strale“ vor. Die Bauflachen im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans liegen an Hauptverkehrsstralien und werden als Mischgebiet gemaf
§ 6 BauNVO ausgewiesen. Entlang den StralRe Kanzlerstrafle und UhlichstralRe wurde von einer
Ausweisung Mischgebiet abgesehen, da die Pragung eher einem WB entspricht. Insbesondere die
fur das Mischgebiet typische Einzelhandelsentwicklung ist mit Bezug auf die vorhandene Bebau-
ungsstruktur nicht gewollt. Trotz der Abweichung von der Darstellung des Flachennutzungsplans
wird das Entwicklungsgebot nicht verletzt. Die betroffene Flache ist nicht sehr gro3. Ferner besteht
mit der Ausweisung eines Gebietes zur Erhaltung und Entwicklung der Wohnnutzung (besondere
Wohngebiete) hinsichtlich des moéglichen Nutzungsspektrums eine Nahe zum Mischgebiet. Eine
Anpassung des Flachennutzungsplans ist nicht erforderlich. Die Begrindung zum Bebauungsplan
wird entsprechend erganzt.
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Ordn.-Nr. 5 Landesamt fiir Denkmalpflege
Stellungnahme vom 28.09.2016

Sachverhalt

Darauf hingewiesen wird, dass die denkmalgeschitzten Gebaude-Positionen in vielen Fallen auch
die zugehorigen Vorgarten, manchmal auch Hintergarten und Nebengebaude betreffen. Schliel3-
lich sind manche Vorgarten auch als eigenstandige Gartendenkmale erfasst und dementsprechend
als solche zu behandeln. In diesem Sinne ist im Falle eines jeden denkmalgeschutzten Objektes
der konkrete Erfassungsumfang festzustellen, den die jeweils geplanten Instandsetzungs-, Sanie-
rungs- und/oder VeranderungsmaRnahmen zu respektieren haben. Uber den Erfassungsbestand
an Einzeldenkmalen, Sachgesamtheiten und Gartendenkmalen hinaus ist das gesamte Plangebiet
zusatzlich Teil eines konzipierten Denkmalschutzgebietes, flr das die dafir erforderliche Satzung
allerdings nach wie vor aussteht.

Berucksichtigung
Die eingetragenen Denkmale unterliegen im Falle von baulichen Veranderungen einer eigenstan-
digen Prifung nach dem Sachsischen Denkmalschutzgesetz. Einbezogen wird auch die Umge-
bungsbebauung.

Darilber hinaus trifft der Bebauungsplan Regelungen zum Ausschluss von Stellplatzen im Vorgar-
tenbereich, zur Gestaltung der Vorgarten, deren Einfriedung und zur Verwendung bestimmter
Pflanzenarten und zum Ausschluss gebietsfremder Materialien. Rickwartige Garten werden durch
die getroffenen Festsetzungen, die einem Versiegelungsverbot gleich kommen, geschitzt.

Der Bebauungsplan hat das vorrangige Ziel, eine ungeregelte Verdichtung des Gebietes zu regle-
mentieren und das Verhaltnis von Bebauung und Freiflachen zu schitzen. Es werden deshalb kei-
ne differenzierten Festsetzungen fur die einzelnen Gebaude getroffen. Eine detaillierte Auseinan-
dersetzung mit dem Gebaudebestand mit dem Ziel, Regelungen fir die Gestaltung der Baukoérper
(Materialitat, Farbe, Putzarten, Fensterformate und Gliederung etc.) wirde auf Grund der Grole
des Plangebietes und der Heterogenitat, auch der historischen Bebauung, die Leistungsfahigkeit
des Verfahrens Uberschreiten. Das zielfiihrende Instrument fir die Vorgabe der Gestaltung der
Baukdrper ware eine Gestaltungssatzung, die in einem eigenstandigen Verfahren erarbeitet wird.

Ordn.-Nr. 7 Planungsverband Region Chemnitz
Stellungnahme vom 31.01.2019

1. Sachverhalt

Die Einzeldenkmale im Sinne des Sachsischen Denkmalschutzgesetzes wurden nicht vollstandig
nachrichtlich in den Bebauungsplan Gbernommen. In diesem Zusammenhang wird auf die Gasla-
ternen in bestimmten StralRenabschnitten und einzelne Gebaude in der Reichsstralle und Henriet-
tenstralle verwiesen.

Des Weiteren sind mehrere Gartendenkmale vorhanden, die in der Planzeichnung nicht explizit
dargestellt wurden. Zu beachten sind auch die dem Kulturdenkmal zugehdérigen Nebenanlagen.

Zudem hat eine Konkretisierung bzw. Darlegung des in der Planzeichnung enthaltenen Planzei-
chens ,Umgrenzung von Gesamtanlagen (Ensembles)“ zu erfolgen. Dem Planungsverband ist
eine solche Kategorie nicht bekannt. Die Abgrenzung des Gebiets ist nicht nachvollziehbar. Auf
der Planzeichnung des Bebauungsplanes sollte zudem der Hinweis auf die Lage des Bebauungs-
plangebietes innerhalb der Denkmalschutzgebietssatzung vermerkt werden.

Berucksichtigung

Die in § 9 Abs. 6 BauGB im Rahmen einer ,Soll“~Vorschrift begriindete gesetzliche Verpflichtung
zu nachrichtlichen Ubernahme wird durch den weiteren Gesetzeswortlaut dahin konkretisiert, dass
die Ubernahme nur erfolgen soll, soweit diese Festsetzungen zum Verstandnis des Bebauungs-
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plans oder fur die stadtebauliche Beurteilung von Baugesuchen notwendig oder zweckmaRig sind.
Bei den Denkmalern nach Landesrecht handelt es sich bei den nachrichtlichen Ubernahmen nur
um Bau- und Bodendenkmaler, nicht um Naturdenkmaéler. Ebenso werden Standbilder, freistehen-
de Plastiken und technische Denkmaler nicht nachrichtlich Gbernommen.

Im Rahmen der Beteiligung des Landesamtes fir Denkmalpflege Sachsen wurde der Hinweis zum
Nachtrag von 3 Kulturdenkmalen gegeben, die nicht erfasst wurden. Diese werden nachgetragen

Die Festsetzung gemal’ Punkt 14.2 der Planzeichenverordnung ,Umgrenzung von Gesamtanlagen
(Ensembles) entfallt. Es handelt sich nicht um eine landesrechtliche Vorschrift sondern um eine
Satzung gemaR § 172 BauGB. Anstelle der nachrichtlichen Ubernahme wird ein Hinweis die Plan-
zeichenerklarung eingetragen.

2. Sachverhalt

In diesem Zusammenhang wird angemerkt, dass Ziffer 4.3 der Festlegungen zu den Nebenanla-
gen moglicherweise einer Konkretisierung bedarf. Der Plangeber mdchte sichere Kinderspielplatze
nur in den Blockinnenbereichen zulassen und Stellplatze fir Mulltonnen im Vorgartenbereich ggf.
durch gestalterische Festsetzungen reglementieren.

Berucksichtigung

Die Festsetzung ist ausreichend konkret. Das Plangebiet verfligt Uber keine einheitliche Block-
randstruktur. Die Lage von privaten Kinderspielplatzen soll individuell durch den Mieter, Eigenti-
mer oder Bauherren bestimmt werden. Unterstellt wird, dass auch Privatpersonen Sicherheitsas-
pekte bei der Anlage von Spielplatzen bertlcksichtigen. Unter Punkt 3 der bauordnungsrechtlichen
Festsetzungen wurden Regelungen zu den Mullbehaltern getroffen.

3. Sachverhalt

Zudem wird darauf hingewiesen, dass bei Bebauungsplanen nach § 13 BauGB keine Umweltpri-
fung erforderlich ist, wohl aber eine Ermittlung von Umweltschutzbelangen gema® § 1 (6) Nr. 7
BauGB. Insbesondere ist zu beachten, dass keine Entbindung von Belangen des Artenschutzes
stattfindet und § 44 Bundesnaturschutzgesetz hinreichend zu wurdigen ist.

Berucksichtigung

Der Bebauungsplan ,KalRberg Ost* hat im Kern eine Wahrung des Bestandes unter Bericksichti-
gung und Kilarstellung der vorhandenen stadtebaulichen Struktur zum Ziel. Gegenstand des Ver-
fahrens ist nicht die Formulierung von Entwicklungszielen im Sinne einer Nachverdichtung oder die
Schaffung von neuen Baurechten, die Uber die bestehenden Rechte im Bestand hinausgehen.

Hinsichtlich der Wirdigung der Belange des Artenschutzes ist zu beurteilen, ob Bebauungspléne
selbst noch eine Verletzung, Tétung oder erhebliche Stérung von geschutzten Tier- und Pflanzen-
arten und auch keine Zerstorung ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestatten i. S. der Verbotstatbestan-
de des § 44 Abs.1 BNatSchG verursachen. Dieses trifft regelmafig nicht zu. Sie bereiten dies al-
lerdings durch die Festsetzungen des Bebauungsplans vor. Erst durch die Umsetzung der auf
Grundlage des Bebauungsplans zuldssigen Vorhaben und kinftigen Nutzungen kénnen die arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbestande verletzt werden.

Angenommen wird daher, dass die artenschutzrechtlichen Vorschriften eine mittelbare Vorwirkung
entfalten, da Bebauungspléne, denen aus Rechtsgrinden die Vollzugsfahigkeit fehlt, unwirksam
sind. Eine Vollzugsunfahigkeit ist dann gegeben, wenn der Planverwirklichung dauerhafte und
nicht ausraumbare artenschutzrechtliche Hindernisse entgegenstehen.

Dabei kommt es aber nur auf die Auswirkungen an, die auch konkret prognostizierbar sind. Die
Belange des Artenschutzes nach dem Bundesnaturschutzgesetz sind daher als Teil der Umwelt-
schutzbelange bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes im Rahmen der obligatorischen Um-
weltprifung nach§ 2 Abs. 4 BauGB zu berlcksichtigen. Gefordert wird regelmaRig eine eigenstan-
dige Prifung im Rahmen eines artenschutzrechtlichen Fachbeitrages, um mdgliche Verbotstatbe-
stande Uber CEF-MaRnahmen (continuous ecological functionality-measures, Ubersetzung etwa
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MaRnahmen fir die dauerhafte 6kologische Funktion), welche Uber den Bebauungsplan festge-
setzt werden kdnnen zu Uberwinden und eine Vollzugsunfahigkeit des Bebauungsplans zu vermei-
den. Diese Vorgehensweise wird, soweit erkennbar durch die einschlagige Rechtsprechung be-
statigt.

Dieses gilt nicht flir Bebauungsplane, die auf der Grundlage des § 13 BauGB erstellt werden. Sie
stellen eine Besonderheit dar, da unterstellt werden kann, dass ein Bebauungsplan gemaR § 13
BauGB keine Verbotstatbestédnde des § 44 Abs.1 BNatSchG vorbereitet. Diese sind bereits durch
die Anwendung des § 34 BauGB gegeben. Im vorliegenden Fall des Bebauungsplans Kaliberg Ost
wird die Zuldssigkeit von Vorhaben in Anlehnung an den baulichen Bestand geordnet und eine
Flacheninanspruchnahme eingeschranki.

Voraussetzung flr die eine artschutzrechtliche Prifung ist die Prognostizierbarkeit von Auswirkun-
gen. Diese ist nicht gegeben. Der Bebauungsplan Kalberg Ost ist ein Angebotsplan. Es ist folglich
nicht klar, ob und wann bestimmte Gebaude abgerissen und durch andere, dem neuen Planrecht
entsprechende Bauvorhaben ersetzt werden. Dieses gilt auch fir die Sanierung von Gebauden.

Vor diesem Hintergrund ist es nicht zielfUhrend im Rahmen des Bebauungsplans Untersuchungen
anzustellen, um eine vielleicht eintretende bauliche Veranderung in 20 Jahren zu bewerten und flr
diese eine Kompensation zu definieren. Eine Untersuchung der Gebaude oder Baullicken soll da-
her auf das Baugenehmigungsverfahren verschoben werden.

Die Begrindung zum Bebauungsplan wird um diese Ausfiuihrung zum Thema Artenschutz erwei-
tert.

4. Sachverhalt

Der Gehdlzbestand an der Weststralde wurde in der Karte 13 ,Gebiete mit besonderer Bedeutung
fur Fledermause® des Entwurfs des Regionalplanes als relevanter Multifunktionsraum festgelegt.
Das Straliengrun ist langfristig zu erhalten

Berucksichtigung

Der Gehdlzbestand an der Weststralle wird durch das Planverfahren nicht berihrt. Der Gehdlzbe-
stand befindet sich innerhalb der 6ffentlichen Verkehrsflache, welche durch den einfachen Bebau-
ungsplan nicht Gberplant wird. Veranderungen in der Gliederung der offentlichen Verkehrsflache,
die den vorhandenen Geholzbestand beintrachtigen, sind nicht geplant. Sollten zuktinftig Verande-
rungen vorgenommen werden, waren diese mit der unteren Naturschutzbehdrde und dem Grunfla-
chenamt unter Anwendung des gesetzlichen Rahmens abzustimmen. Angemerkt sei, dass die
Betroffenheit des Gehdlzbestandes in der WeststralRe in Karte 13 des Regionalplanes, die eine
MafRstabsebene 1:450.000 hat, einfach nicht zu erkennen war.

5. Sachverhalt

Weiterhin sollte gepruft werden, inwieweit die angestrebte stadtebauliche Ordnung einer Block-
randbebauung zuklnftig auch fir Bereiche umzusetzen ist, in denen diese durch Plattenbauten an
der Andréstralle derzeit nicht diesem stadtebaulichen Ziel entsprechen.

Berucksichtigung
Der Sachverhalt wurde gepruft und in der Begrindung zum Entwurf unter Punkt 2 ,Anlass der Pla-
nung“ erlautert. Die Entscheidung fiir den Erhalt der Zeilenbebauung wurde wie folgt begriindet:

,Bemerkenswert fur diese Erganzungsbebauung ist der hohe Anteil an begrinten und meist 6ffent-
lich einsehbaren Freiflachen, die insgesamt die historisch zur Stralle geschossene Karreebebau-
ung auflockern und damit positiv den Eindruck eines begrinten Stadtteils vermitteln. Hierzu tragt
auch die gegenuber der historischen Bebauung geringere Bebauungsdichte bei. Die Erganzungs-
bebauung, insbesondere das Verhaltnis von Bebauung zur Freiflache, erhalt daher eine besondere
Bertcksichtigung.*
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6. Sachverhalt
Aulerdem ist aus unserer Sicht die fehlende Festsetzung Uberbaubarer Grundstiicksflachen in
den festgesetzten Flachen fir den Gemeinbedarf zu hinterfragen.

Berucksichtigung

Festsetzungen zum Maf} der baulichen Nutzung werden nicht getroffen. Die Flachen befinden sich
im Eigentum offentlicher Trager bzw. Uberwiegend kommunaler Trager oder sie sind fur eine Nut-
zung fur den Gemeinbedarf vorgesehen. Eine Flache fur den Gemeinbedarf ist kein Baugebiet im
Sinne der Baunutzungsverordnung. Eine Gemeinbedarfsflache ist von ihren Zielsetzungen her
nicht mit einem Baugebiet vergleichbar und ist anders als die Festsetzung eines Baugebiets nicht
darauf angelegt, zwischen einer Vielzahl von - Uberwiegend privaten - Eigentimern ein Aus-
tauschverhaltnis im Sinne einer bodenrechtlichen Schicksalsgemeinschaft zu begriinden. Festset-
zungen zum Mal} der baulichen Nutzung wirden ausschlieBlich eine Selbstbindung der Gemeinde
oder der im vorliegenden Fall kirchlichen Trager zum Ziel haben. Vor diesem Hintergrund wird auf
weitergehende Festsetzungen verzichtet.

Ordn.-Nr. 12 Offentlichkeit
Stellungnahme vom 28.01.2019

Sachverhalt
In der Begrundung zum Bebauungsplan wird unter Punkt 2 - Anlass der Planung in 4. Absatz eine
Anderung des 4. Satzes gewtinscht, da dieser missverstandlich sei.

Berucksichtigung
Vorhandener Satz:
,Diese Entwicklung soll der Bebauungsplan auf ein vertragliches Mal3 begrenzen.”

Neuer Satz:
,Die zulassige Bebauung soll durch den Bebauungsplan abschlieRend geregelt werden.”

b) Teilweise beriicksichtigt werden die Anregungen von:

Ordn.-Nr. 10 Offentlichkeit
Stellungnahmen vom 08.02.2019 bis 18.02.2019

1. Sachverhalt
Folgende Anderungen der textlichen Festsetzungen werden geltend gemacht.

Teil B - Textliche Festsetzungen
2. MaR der baulichen Nutzung

zu 2.3. Eine Uberschreitung der zulassigen GRZ gemaR § 19 Abs. 4 BauNVO ist nur fir
Zuwegungen und Nebenanlagen zulassig.

neu: Eine Uberschreitung der zulassigen GRZ gemaR § 19 Abs. 4 BauNVO ist nur fir
Zuwegungen, Spielplatze, Milltonnen und Fahrradboxen zulassig.

Beschlussvorschlag
Die Anregung wird teilweise berucksichtigt.

Begrindung
Die Festsetzung 2.3 ist im Zusammenhang mit der Bestimmung der zuldssigen Nebenanlagen
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unter Punkt 4.3 zu beurteilen. Zulassig sind Kinderspielplatze und Stellplatze fur Milltonnen. Fir
diese kann die GRZ Uberschritten werden. Fahrradboxen sind nicht zulassig.

Fahrradboxen, die im Regelfall in Containerbauweise oder als Gitterbox erstellt werden, unter-
scheiden sich hinsichtlich ihres Erscheinungsbildes nur geringfligig von Carports und Garagen. Die
Anlage von Fahrradboxen im Vorgarten oder rickwartigen Grundstiick wiirde zu den mit Garagen
vergleichbaren negativen Auswirkungen auf die Gartenbereiche der Grundstucke fuhren und wird
daher grundséatzlich ausgeschlossen. Eine Nutzung als Garten, Rickzugsbereich oder auch Spiel-
flache ware nicht mehr mdglich.

2. Sachverhalt i
zu2.4. Ist eine GRZ von 0,4 festgelegt, ist eine Uberschreitung der GRZ gemall § 19
Abs. 4 fur Stellplatze und Tiefgaragen um 0,1 zulassig.

neu: Stellplatze sind innerhalb der Innenhdfe grundsatzlich nicht zuldssig.

Beschlussvorschlag
Die Anregung wird teilweise berucksichtigt.

Begrindung
Die Festsetzungen zur ruckwartigen Baugrenze, die Vorgabe von Parkhdusern fur Baulicken und

die Regelungen zur Vorgartengestaltung beschranken die Errichtung ebenerdiger Stellplatze. Die
Zulassigkeit von oberirdischen Stellplatzen wird auf die Uberbaubare und unterbaubare Grund-
stiicksflache (Baufelder) begrenzt. Diese Regelungen ermdéglichen eine Zwischennutzung bis zum
Bau eines Gebaudes. Vorgarten und riickwartige Garten kénnen nicht mehr zu Stellplatzen umge-
wandelt werden.

Die Festsetzung 2.4 hat insbesondere eine Bedeutung fir die ,Karrees®, die in offener Bauweise
(einzeln stehende Gebaude, teilweise Stadtvillen) erbaut wurden. Die Festsetzung der GRZ von
0,4 orientiert sich sehr eng am Bestand. In Kombination mit der Festsetzung der Baufelder besteht
nur ein geringer Erweiterungsspielraum. Die Flachen auf denen Stellplatze zulassig sind, sind
deutlich kleiner als die tatsachlich genutzten Flachen. Zu bertcksichtigen ist auch, dass nicht jedes
Haus mit einer Tiefgarage unterbaut werden kann. Dieser Sachverhalt soll mit der Festsetzung zur
Uberschreitung der GRZ um 0,1 gew(rdigt werden.

3. Sachverhalt

Angegeben wird, dass es das stadtebauliche Ziel der meisten Bewohner des Kalibergs ist, die
Innenkarrees als Oasen der Ruhe vom oberirdischen Verkehr véllig frei zu halten. Deshalb sind
alle oberirdischen Stellplatze in den Wohnkarrees als ,nicht zulassig“ zu erklaren. Das betrifft Ga-
ragen, Carports, freie Kfz-Aufstellung (auch auf den Tiefgaragen).

zu 4.1 Tiefgaragen und Stellplatze sind nur innerhalb der Uberbaubaren Grundstucksflache
und innerhalb der unterbaubaren Grundstucksflache zulassig.

neu: Tiefgaragen sind nur innerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflache und innerhalb
der unterbaubaren Grundsticksflache zulassig.

zu 4.2 Garagen sind als Bestandteile des Hauptgebaudes innerhalb der lberbaubaren
Grundstucksflache, auf der strallenabgewandten Seite im Erdgeschoss des Gebau-
des zulassig. Sie durfen nicht mehr als ein Drittel der Flache des Erdgeschosses
einnehmen. Parkhauser sind zuldssig. Carports sind unzulassig.

neu: Garagen sind als Bestandteile des Hauptgebaudes innerhalb der Uberbaubaren
Grundstucksflache, auf der strallenabgewandten Seite im Erdgeschoss des Gebau-
des nicht zulassig. Parkhauser sind zulassig. Carports sind unzulassig.
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[I. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

1. Tiefgaragen

1.1 Tiefgaragen sind mit einer mindestens 60 cm tiefen Schicht aus Erd-/Mutterboden
zu Uberdecken und zu begriinen. Dies gilt nicht fur Tiefgaragenteile, die durch
Wintergarten, Terrassen oder Stellplatze Giberdeckt werden.

neu: Tiefgaragen sind mit einer mindestens 60 cm tiefen Schicht aus Erd-/Mutterboden
zu Uberdecken und zu begriinen. Dies gilt nicht fur Tiefgaragenteile, die durch
Wintergarten oder Terrassen Uberdeckt werden.

Beschlussvorschlag
Die Anregung wird teilweise berticksichtigt.

Begrindung
Die Anderungsvorschlage zu den angegebenen Gliederungspunkten der textlichen Festsetzungen

zielen auf einen grundsatzlichen Ausschluss ebenerdiger Stellplatze auf samtlichen Baugrundsti-
cken innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans ab. Eine solch grundsatzliche und
sehr einseitig gewichtende Regelung ist nicht das Ziel des Bebauungsplans. Die vorgeschlagenen
Regelungen wirden quasi einer Vorgabe zur Wahl des Verkehrsmittels im Sinne einer Grundsatz-
entscheidung fir ein bestehendes Wohngebiet gleich kommen. Eine solche Entscheidung darf ein
Bebauungsplan nicht treffen. Auch ist zu bertcksichtigen, dass die zu treffenden Festsetzungen in
ihrer Gewichtung eine VerhaltnismaRigkeit zur vorgefundenen Realitat aufweisen. Diese ware bei
Umsetzung der Festsetzungsvorschlage nicht mehr gegeben. Die Regelungen des Bebauungs-
plans, soweit sie die Anlage von Stellplatzen betreffen, zielen auf eine stadtebaulich Ordnung und
eine Gliederung ab. Dabei ist vorgefundene Bestand zu bericksichtigen.

Der Bebauungsplan folgt mit seinen Regelungen sehr weitgehend der mit den Vorschlagen ver-
folgten Intention, die weitere Versiegelung des Wohngebietes zu begrenzen und die Garten zu
schutzen. Der Schutzanspruch wird sichergestellt durch die Festsetzung zur zweiten rickwartigen
Baugrenze. Ebenso werden Festsetzungen Uber die GRZ, die Festsetzung von Baufeldern und zur
Vorgartenbegrinung getroffen.

Die Festsetzungen zur ruckwartigen Baugrenze, die Vorgabe von Parkhausern fur Baulicken und
die Regelungen zur Vorgartengestaltung beschranken die Errichtung ebenerdiger Stellplatze. Die
Zulassigkeit von oberirdischen Stellplatzen wird auf die Uberbaubare und unterbaubare Grund-
stucksflache (Baufelder) begrenzt. Diese Regelungen erméglichen eine Zwischennutzung bis zum
Bau eines Gebaudes. Vorgarten und rickwartige Garten kénnen nicht mehr zu Stellplatzen umge-
wandelt werden. Die Festsetzungen berucksichtigen jedoch auch, dass nicht unter jedem vorhan-
denen Haus eine Tiefgarage gebaut werden kann.

c) Nicht berucksichtigt werden die Anregungen von:

Ordn.-Nr. 7 Planungsverband Region Chemnitz
Stellungnahme vom 31.01.2019

Sachverhalt

Gemal § 8 (2) Satz 1 BauGB sind Bebauungsplane aus dem Flachennutzungsplan zu erarbeiten.
Dieses Entwicklungsgebot sichert die PlanmaRigkeit der stadtebaulichen Entwicklung im gesamten
Gemeindegebiet.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im wirksamen Flachennutzungsplan als Wohnbau-
flache und zu einem kleinen Teil als gemischte Bauflache dargestellt. Der Flachennutzungsplan ist
nach hergestellter Rechtskraft im Bereich der im Flachennutzungsplan dargestellten Mischbaufla-
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che auf dem Wege der Berichtigung als Wohnbauflache anzupassen.

Beschlussvorschlag
Die Anregung wird nicht bertcksichtigt.

Begrindung
Fir eine Beurteilung des Entwicklungsgebotes aus dem Flachennutzungsplan ist eine Betrachtung

des gesamten Karrees erforderlich. Fir das Karree liegt ein rechtskraftiger Bebauungsplan 10/04
.Kalberg Ost, Teilbereich Reichsstralle/Limbacher Stralte” vor. Die Bauflachen im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans liegen an Hauptverkehrsstralien und werden als Mischgebiet gemaf
§ 6 BauNVO ausgewiesen. Entlang den Strale Kanzlerstrafle und Uhlichstralle wurde von einer
Ausweisung Mischgebiet abgesehen, da die Pragung eher einem WB entspricht. Insbesondere die
fur das Mischgebiet typische Einzelhandelsentwicklung ist mit Bezug auf die vorhandene Bebau-
ungsstruktur nicht gewollt. Trotz der Abweichung von der Darstellung des Flachennutzungsplans
wird das Entwicklungsgebot nicht verletzt. Die betroffene Flache ist nicht sehr grol3. Ferner besteht
mit der Ausweisung eines Gebietes zur Erhaltung und Entwicklung der Wohnnutzung (besondere
Wohngebiete) hinsichtlich des mdglichen Nutzungsspektrums eine Nahe zum Mischgebiet. Eine
Anpassung des Flachennutzungsplans ist nicht erforderlich. Die Begriindung zum Bebauungsplan
wird entsprechend erganzt.

Ordn.-Nr. 11 Offentlichkeit
Stellungnahme vom 05.02.2019

Sachverhalt
Aus der Betroffenheit als Eigentumer werden folgende Einwande gegen Pkt. 4 vorgebracht:

Eine bauliche Einordnung einer Tiefgarage unter ein Bestandsgebaude bei Beibehaltung der ge-
planten Bebauungsgrenzen ist nahezu unmaglich, ebenso die Anordnung von Stellplatzen inner-
halb der Uberbaubaren und unterbaubaren Grundstiicksflache mit einer GRZ von 0,6 bzw. in Ein-
zelfallen 0,7.

Stellplatze sollten aus der Einbeziehung in die GRZ und die Uberbaubare Grundsticksflache - wie
auch Ublich - herausgelassen werden. Die Schliefung von Bauliicken wirde ansonsten so stark
beeintrachtigt, dass diese Investitionen flir mégliche Bauherren nicht mehr wirtschaftlich sind und
somit unterlassen werden. Zumindest bei Lickenbebauungen und Bestandsgebduden sollte von
Ziffer 4 des Bebauungsplans abgewichen werden.

Die als Begrundung fur Ziffer 4 genannte Versiegelung von Bdden ist nicht nachvollziehbar, da es
heutzutage bei Verwendung von versickerungsfahigen Pflastermaterialien Moglichkeiten gibt, die
Versiegelung zu verhindern. Es sollte insbesondere bei einer bereits vorhandenen Durchfahrt des
Gebaudes die Mdglichkeit eingerdaumt werden, Stellplatze im Hofbereich anzuordnen. Hier sollte
weniger das Augenmerk auf einer gezogenen Bebauungsgrenze fur die Anordnung von Stellplat-
zen gelegt werden, als auf eigentliche Gestaltung der Stellplatze. Hier ist mit heutigen technischen
Mitteln eine vollflachige Begrinung von Stellplatzen und weitest gehende Versickerung moglich.
Weiterhin kann der B-Plan eine prozentuale Bepflanzung der Stellplatz — Nebenflachen fordern,
ggf. auch hier Abstande und Male zwischen Grin und Stellflache festlegen. Das fihrt letztendlich
eher zu einem griinen Innenhof, als kompakt hinter das Gebaude platzierte Stellplatzflachen ohne
Auflagen flr anzuordnendes Grin.

Generell kommt das gestreute Anordnen von Stellplatzen in einer Grinanlage eher der Wohnquali-
tat entgegen, als ein Parkplatz. Weiterhin ist gegen die Nichtzulassigkeit von sonstigen Nebenan-
lagen (Pkt. 4.3) einzuwenden. Hier muss unbedingt differenziert werden.

Unter sonstige Nebenanlagen fallen z. Bsp. auch Terrassen. Diese erhéhen, sofern sie einer
Wohneinheit oder einer Einrichtung zur Erholung zugeordnet sind, unbedingt die Lebensqualitat.
Eine Versiegelung kann auch hier vermieden werden. Hier sind im Bebauungsplan ggf. Einschran-
kungen zur baulichen Gestaltung vorzunehmen (siehe analog Stellplatze)
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Beschlussvorschlag
Die Anregung wird nicht bericksichtigt.

Begrindung
Der Stellungnahme liegt ein konkreter Antrag zugrunde, welcher eine weitgehende Bebauung des

rickwartigen Grundstlickes mit Stellplatzen vorsieht.
In der Begrindung zum Bebauungsplan wird in Bezug auf die Stellungnahme wie folgt erlautert:

,Festzustellen ist eine zunehmende Uberbauung der Innenhéfe der Karrees, vorrangig mit
Stellplatzen und Garagen, die mehr und mehr die begrunten, teilweise gartenartig gestalteten
Innenhéfe verdrangen. Innenhéfe verlieren zunehmend an Attraktivitat als Aufenthaltsort.
Aktivitaten, wie Spielen, Freizeitgestaltung, Erholung und nachbarschaftliches Miteinander werden
eingeschrankt. Der ,Kal3berg“ verflgt Uber einen fur ein Griinderzeitgebiet noch recht hohen Anteil
an begrinten, mit Baumbestand versehenen, Innenhéfen. Diese bieten ein  wichtiges
Erholungspotential. Selbst Ansatze flr eine kleingartnerische Nutzung sind noch feststellbar. Die
Funktion der Innenhdéfe als begriinte Ruhezone eines dicht besiedelten Wohngebietes soll gestarkt
werden.

Die Festsetzung der Grundflachenzahl wird um eine zweite hintere Baugrenze fir Tiefgaragen und
Stellplatze erganzt. Diese Baugrenze ermdglicht die Unterbauung des Grundstlickes durch eine
Tiefgarage, insbesondere als Fortsetzung des Kellergeschosses des Gebaudes und die Errichtung
von Stellplatzen. Bei einer Kombination von GRZ und ruckwartiger Baugrenze gilt grundsatzlich
immer die jeweils limitierende Festsetzung. Eine solche Regelung ist daher insbesondere fir Ge-
biete mit nicht einheitlichen Grundstiickszuschnitten und -gréRen geeignet. Gerade bei grofden
Grundstuicken kann so die Versiegelung begrenzt werden. Eine GRZ von 0,6 wird bei gréReren
Grundstiicken daher oft nicht erreicht. Nicht vorgesehen ist eine Ubernahme der bestehenden
StellplatzgréRen. Fur bereits errichtete Stellplatzanlagen muss rechtlich der Bestandsschutz be-
rucksichtigt werden.”

Die Stellungnahme steht den Regelungsabsichten des Bebauungsplans entgegen. Eine wesentli-
che Zielstellung ist eine Einschrankung der Stellplatzentwicklung im rlickwartigen Baugrundsttick.
Schwerpunkte der Planung sind eine Begrinung der Innenhéfe und eine entsprechende Aufent-
haltsqualitat. Diese Ziele sind mit der Uberwiegenden Errichtung von Stellplatzanlagen im Innenhof
nicht erreichbar. Richtig ist, dass bei kleinen Grundstiicken nicht immer eine Tiefgarage oder aus-
reichende Zahl an Stellplatzen hergestellt werden kann. Diese Rahmenbedingung muss bei einem
bereits ausparzellierten und historisch bebauten Gebiet in Kauf genommen werden. Eine Alternati-
ve wirden Parkhauser, welche im Geltungsbereich des Bebauungsplans zulassig sind, bieten.

Terrassen als Teil des Hauptgebaudes fallen nicht unter den Begriff der Nebenanlagen. Insofern
sind sie im Plangebiet, genau wie Balkone, in der Zuldssigkeit nicht beschrankt.

Der Annahme, dass die Festsetzungen des Bebauungsplans zur uberbaubaren Grundstlcksflache
Einfluss auf eine wirtschaftliche Bewertung der Grundstlicke haben, kann nicht gefolgt werden. Der
Bebauungsplan sieht keine Einschrankungen in der Bebaubarkeit vor, die wirtschaftlich relevant
sind. Hinsichtlich der Einschrankung einer Uberschreitung der zulassigen GRZ firr Stellplatze ist zu
bericksichtigen, dass in einer verdichteten Bebauung auch ein entsprechender Grin- und Freifla-
chenanteil vorhanden sein muss. Dort wo Stellplatze zuldssig sind, sieht der Bebauungsplan eine
Regelung zur Begrinung vor.

Abstimmungsergebnis:

Bemerkung: *

Aufgrund des § 20 der SachsGemO waren keine Mitglieder des Stadtrates von der Beratung und
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Abstimmung ausgeschlossen/haben folgende Mitglieder des Stadtrates weder an der Beratung
noch an der Abstimmung mitgewirkt:

* Nichtzutreffendes ist zu streichen.

3. Aufgrund des § 10i. V. m. §§ 13, 13a des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), sowie nach § 89 der Sachsische Bauordnung
(SachsBO) in der Fassung vom 11. Mai 2016 (SachsGVBI. S. 186, 187), zuletzt geandert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.12.2018 (SachsGVBI. S. 706, 711), in Verbindung mit
§ 4 der Gemeindeordnung fur den Freistaat Sachsen (SachsGemO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. Marz 2018 (SachsGVBI. S. 62, 63), beschliel3t der Stadtrat der Stadt
Chemnitz den Bebauungsplan Nr. 10/04 ,KalRberg Ost“, bestehend aus der Planzeichnung
(Teil A) sowie dem Text (Teil B), in der Fassung vom Méarz 2019 als Satzung (Anlage 3).

Abstimmungsergebnis:

Bemerkung: *

Aufgrund des § 20 der SachsGemO waren keine Mitglieder des Stadtrates von der Beratung und
Abstimmung ausgeschlossen/haben folgende Mitglieder des Stadtrates weder an der Beratung
noch an der Abstimmung mitgewirkt:

* Nichtzutreffendes ist zu streichen.

4. Die Begriindung in der Fassung vom Marz 2019 (Anlage 4) wird gebilligt.

Abstimmungsergebnis:

Bemerkung: *

Aufgrund des § 20 der SachsGemO waren keine Mitglieder des Stadtrates von der Beratung und
Abstimmung ausgeschlossen/haben folgende Mitglieder des Stadtrates weder an der Beratung
noch an der Abstimmung mitgewirkt:

* Nichtzutreffendes ist zu streichen.
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Begriindung:

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird im wirksamen Flachennutzungsplan der Stadt
Chemnitz als Wohnbauflache dargestellt. Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan wurde
am 02.03.2010 gefasst.

Der Stadtteil KaRBberg ist das bedeutendste grinderzeitliche Wohnquartier der Stadt Chemnitz.
Das Plangebiet ist, trotz einiger Uberformung, durch in Blockrandstruktur errichtete Wohnh&user
gepragt. Wesentliche Merkmale sind insbesondere die strallenbegleitende Bebauung und die
Freihaltung des Blockinnenbereiches.

Trotz Beibehaltung des fir eine Karreestruktur typischen ErschlieBungsrasters, wurde in den finf-
ziger und sechziger Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts ein Teil des Gebietes durch eine meist
viergeschossige Zeilenbebauung erganzt. Die historische Blockrandstruktur wurde nicht aufge-
nommen. Entsprechende Beispiele sind entlang der Andréstral’e, an der Emil-Rosenow-Stralie
und an Rudolf-Breitscheid-Stralle vorzufinden.

Bemerkenswert flr diese Ergédnzungsbebauung ist der hohe Anteil an begriinten und meist 6ffent-
lich einsehbaren Freiflachen, die insgesamt die historisch zur Stralle geschossene Karreebebau-
ung auflockern und damit positiv den Eindruck eines begriinten Stadtteils vermitteln. Hierzu tragt
auch die gegenuber der historischen Bebauung geringere Bebauungsdichte bei. Die Ergédnzungs-
bebauung, insbesondere das Verhaltnis von Bebauung zur Freiflache, erhalt daher eine besondere
Berucksichtigung.

Ostlich der KanzlerstraRe und stidlich der Walter-Oertel-Straie 16st sich die fiir den Stadtteil Kal3-
berg pragende geschlossene Karreebebauung unter Beibehaltung einer rasterartigen ErschlielRung
in eine offene vorwiegend grinderzeitliche und teilweise sehr reprasentative Stadtvillenbebauung
auf. Diese ist besonders entlang der Reichsstralle pragend aber auch in der Enzmannstrale und
Heinrich-Beck-StralRe vorzufinden. Quartiere und Stra3enzuge, in denen eine Villenbebauung vor-
zufinden ist, sind ebenso von Bestrebungen einer Uberformung, Nachverdichtung und Verringe-
rung des Grinanteils betroffen.

Kennzeichnend fur griinderzeitliche Wohnquartiere ist in der Regel eine historisch hohe bauliche
Dichte. In den vergangenen Jahrzehnten wurden die Karreeinnenbereiche durch Nebengebaude
aber auch durch in der Regel eingeschossige Gewerbebauten schleichend nachverdichtet. Diese
Entwicklung ist oft so weit vorangeschritten, dass eine Nachnutzung dieser Gebaude und der Bau
weiterer Gebaude unter Beriicksichtigung des Bestandsschutzes und dem Gebot des ,sich Einfu-
gens® zulassig sein kénnen. Das heil}t, im Falle einer Bauantragstellung sind Vorhaben gegebe-
nenfalls zu genehmigen. Diese Entwicklung soll der Bebauungsplan auf ein vertragliches Mal be-
grenzen. Der Bebauungsplan erhalt damit die Aufgabe in Orientierung an dem vorgefundenen Be-
stand hinsichtlich Art und Maf der baulichen Nutzung klar zu stellen und den Rahmen fir die kinf-
tige bauliche Entwicklung zu setzen.

Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ist ein Vorhaben zulassig, wenn es sich nach
Art und Mal} der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstlcksflache, die Uberbaut wer-
den soll, in die Eigenart der ndheren Umgebung einfugt und die ErschlieRung gesichert ist. Die
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse mussen gewahrt bleiben; das Ortsbild
darf nicht beeintrachtigt werden. Insbesondere nach 1990 wurden auf dem Kaliberg Gebaude er-
richtet, die auf Grund ihrer Anordnung innerhalb der Karrees die Voraussetzungen fur eine Vor-
bildwirkung zu Gunsten einer positiven Bewertung fur weitere Vorhaben haben kénnen.

Vorgarten pragen wesentlich das Bild der StraRenrdume auf dem Kal3berg. Sowohl aus stadtebau-
lichen als auch aus grunordnerischen Griinden sollen diese pragenden Freiflachen erhalten blei-
ben. Das Stra’enbild wird historisch durch die Folge ,stral’enseitige Gebaudefront - Vorgarten -
Grundstickseinfriedung (Mauer/schmiedeeiserner Zaun) - Gehweg - Baumreihe - Stralle® be-
stimmt. Diese Raumstruktur wird zunehmend durch eine Vielzahl von Nutzungen, wie Stellplatze,
Aufstellflachen, Containerstellplatze, beeintrachtigt. Der Bebauungsplan soll dazu beitragen, die
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auf dem KaRberg typischen, gartnerisch gestalteten Freiflachen zwischen dem Gehweg und der
strallenseitigen Gebaudefront als wesentlichen Teil des zu bewahrenden Stralenbildes, zu erhal-
ten.

Die Traufe hat als Trennlinie zwischen der massiven Gebaudehdlle - den Wanden - und dem obe-
ren Gebaudeabschluss - dem Dach - eine wichtige Bedeutung flr die Bestimmung der Héhenent-
wicklung eines Gebaudes. Die Festlegung der Dachform und der Traufhdhe beeinflussen wesent-
lich die Proportion eines Gebdudes und damit die zulassige Baumasse. Der Bebauungsplan soll
mit seinen Regelungen zur Héhenentwicklung und zur Kubatur eines Gebaudes einen Bezug zu
dem vorhandenen Bestand herstellen. Sanierungen oder Neubebauungen sollen sich in diesen
einfigen und ihn nicht dominieren.

Festzustellen ist eine zunehmende Uberbauung der Innenhéfe der Karrees, vorrangig mit Stellplat-
zen und Garagen, die mehr und mehr die begrunten, teilweise gartenartig gestalteten Innenhdfe
verdrangen. Innenhdéfe verlieren zunehmend an Attraktivitat als Aufenthaltsort. Aktivitaten, wie
Spielen, Freizeitgestaltung, Erholung und nachbarschaftliches Miteinander werden eingeschrankt.
Der ,Kalberg“ verflgt Gber einen fir ein Grinderzeitgebiet noch recht hohen Anteil an begrinten,
mit Baumbestand versehenen, Innenhéfen. Diese bieten ein wichtiges Erholungspotential. Selbst
Ansatze flr eine kleingartnerische Nutzung sind noch feststellbar. Die Funktion der Innenhdfe als
begrinte Ruhezone eines dicht besiedelten Wohngebietes soll gestarkt werden.

Der Bebauungsplan dient der:

- Sicherung und Entwicklung der Art der baulichen Nutzung als besonderes Wohngebiet,
- Vermeidung einer Nachverdichtung in den Karreeinnenbereichen,

- Orientierung der Bebauung an der den Kal3berg pragenden Blockrandstruktur,

- Erhaltung der Bebauung und Sicherung der Wohnqualitat,

- Unterstutzung der Sanierung und Wiedernutzung der vorhandenen Altbausubstanz,

- Gestaltung der Vorgarten,

- Regelung der Begriinung der Innenhdofe,

- Beschrankung der Versiegelung der Grundstlcke,

- Beschrankung und Regelung von Stellplatzen und Tiefgaragen.

Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplans schliet unmittelbar an den Geltungsbereich des
Bebauungsplans Nr. 13/11 ,KaRberg West" an.

Der Bebauungsplan uberlagert den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 01/06 ,,Gebiet Hen-
riettenstralle/Kanzlerstralie/W.-Oertel-Stralle/Andréstrale”. Dieser hatte das Planungsziel der
Schaffung von Stellplatzen, Garagen und Gemeinschaftsanlagen/-parkhausern zur Reduzierung
des Stellplatzdefizits auf dem KaRberg. Dieses Planungsziel wird mit dem vorliegenden Bebau-
ungsplan neu formuliert. Mit dem Satzungsbeschluss Uber den Bebauungsplan Nr. 10/04 wird der
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 01/06 aufgehoben werden.

Ein Teil des ursprunglichen Geltungsbereiches an der Reichsstralle wurde unter der Bezeichnung
Bebauungsplan Nr. 10/04 ,KaRberg Ost*, Teilgebiet ReichsstralRe/Limbacher Stralle zur Rechts-
kraft gefhrt.

Der Bebauungsplan wird vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB aufgestellt. Gemal § 13
Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach
§ 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener In-
formationen verfugbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklarung nach § 6a Abs.1 und
§ 10a Abs. 1 BauGB abgesehen.
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Die Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung des Entwurfs in 2018 wurde wie folgt abge-
schlossen:

1 Beteiligter stimmte grundséatzlich zu:
Ordn.-Nr. 4 Staatsbetrieb Sachsisches Immobilien- und Stellungnahme vom 19.12.2018
Baumanagement Sachsen
Niederlassung Chemnitz

6 Beteiligte gaben Anregungen und Hinweise:
Ordn.-Nr. 1 Landesdirektion Sachsen Stellungnahme vom 04.02.2019
Abt. Infrastruktur
Ref. Raumordnung, Stadtentwicklung

Ordn.-Nr.2 Sachsisches Landesamt fur Umwelt, Stellungnahme vom 15.02.2019
Landwirtschaft und Geologie

Ordn.-Nr. 3 Staatsbetrieb  Geobasisinformation und Stellungnahme vom 14.02.2019
Vermessung Sachsen

Ordn.-Nr. 5 Landesamt fir Denkmalpflege Stellungnahme vom 16.01.2019

Ordn.-Nr. 6 Landesamt fur Archaologie Stellungnahme vom 09.01.2019

Ordn.-Nr. 7 Planungsverband Region Chemnitz Stellungnahme vom 19.12.2018

2 Beteiligte gaben keine Stellungnahme ab:
Ordn.-Nr. 8 Burgerplattform Chemnitz Mitte-West

Ordn.-Nr. 9 AGENDA-Beirat

Die Gelegenheit zur Stellungnahme wurde von der Offentlichkeit genutzt.

Die Stellungnahmen wurden von Einzelpersonen und Mitgliedern der Biirgerinitiative KalBberg-
bdume abgegeben. Die Stellungnahmen sind bis auf wenige und geringfiigige Abweichungen glei-
chen Inhalts. Sie unterscheiden sich in der Wiederholung oder den Verzicht auf eine Wiederholung
der zur Anderung vorgeschlagenen Festsetzung des Bebauungsplans und in der Markierung ein-
zelner Worter oder von Sétzen (fett, durchgestrichen, unterstrichen).

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden unterschrieben. Es liegen 19 Unterschriften vor. Auf
Grund fehlender Adressangaben ist eine persénliche Beantwortung nicht méglich. Es muss daher
im Wege der ortsiiblichen Bekanntmachung mitgeteilt werden, wo das Ergebnis eingesehen wer-
den kann. Die Stellungnahmen werden unter einer Ordnungsnummer zusammengefasst.

2 Stellung Nehmende gaben Anregungen und Hinweise:

Ordn.-Nr. 10 Offentlichkeit (19 Unterschriften) Stellungnahmen vom 08.02.2019
bis 18.02.2019
Ordn.-Nr. 11 Offentlichkeit Stellungnahme vom 05.02.2019

Ordn.-Nr. 12 Offentlichkeit Stellungnahme vom 28.01.2019
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Folgende Hinweise/Anregungen von Trigern offentlicher Belange und der Offentlichkeit
sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens oder nicht abwagungsrelevant. Sie
betreffen die weiteren Planungen, die Bauausfiihrung oder Regelungen auBerhalb des ei-
gentlichen Planverfahrens.

Ordn.-Nr. 1 Landesdirektion Sachsen
Stellungnahme vom 04.02.2019

Sachverhalt

Im Raumordnungskataster der Landesdirektion Sachsen (DIGROK) wurde der Geltungsbereich
des Bebauungsplanes unter der Nummer 1190004 eingetragen. Im Geltungsbereich befinden sich
It. DIGROK Brachflachen (Brachen aus KWIS) an der Limbacher Strale/Ecke Kanzlerstralle,
Kanzlerstr. 66 und 68, Leonhardstr. 3 und 3a, WeststralRe/Ecke Kanzlerstr. sowie Agricolastr. 11.
Auerdem sind Flachen aus dem Sachsischen Altlastenkataster (SALKA) verzeichnet. Dies betrifft
Tankbehalter nérdlich vom Gelande der Gebrider-Grimm-Schule, zwei Karrees noérdlich vom
Andréplatz (Fuhrpark mit Garagen/ehem. Tankstelle bzw. ehemaliger Betriebshof VEB Taxi) sowie
eine Flache Limbacher Str./Ecke Kanzlerstr.

Erlauterung
Die Hinweise betreffen Bauarbeiten oder Bauausfihrungen. Sie berihren nicht das Bebauungs-

planverfahren oder Festsetzungen des Bebauungsplans. Die Hinweise werden in die Begriindung
zum Bebauungsplan aufgenommen.

Ordn.-Nr. 2 Sachsisches Landesamt fiir Umwelt, Landwirtschaft und Geologie
Stellungnahme vom 15.02.2019

Sachverhalt

Zum gegenwartigen Kenntnisstand liegen keine konkreten Anhaltspunkte Uber radiologisch rele-
vante Hinterlassenschaften fir dieses Plangebiet vor. Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass
das zugrunde liegende Kataster keinen Anspruch auf Vollstandigkeit erhebt und insofern nicht si-
chergestellt ist, dass alle auf friihere menschliche Betatigung zurtickzufihrende Kontaminationen
(mit natlrlichen Radionukliden) erfasst sind.

Das Plangebiet liegt nach den bisher vorliegenden Kenntnissen zum gréf3ten Teil in einem Gebiet,
in dem wahrscheinlich erhéhte Radonkonzentrationen in der Bodenluft vorhanden sind. Hinweise
zum Radonschutz sind in den vorliegenden Planungsunterlagen bereits enthalten. Zum vorliegen-
den Vorhaben bestehen nach derzeitigem Kenntnisstand keine rechtlichen Bedenken, aufgrund
geanderter Gesetzeslage, bestehen jedoch neue Hinweise und Anforderungen, die beachtet wer-
den sollen.

Die Belange der Anlagensicherheit/Storfallvorsorge, der Vorsorge vor Fluglarm und des Fischar-
tenschutzes einschlief3lich Fisch- und Teichwirtschaft werden vom geplanten Vorhaben nicht be-
rahrt.

Naturliche Radioaktivitat

Darauf hingewiesen wird, dass seit dem 31.12.2018 die neue Strahlenschutzgesetzgebung, in
Kraft getreten ist, welche insbesondere flir den Bereich der radioaktiven Altlasten neue Regelun-
gen enthalt. Aufgrund der Verabschiedung des neuen Strahlenschutzgesetzes und der novellierten
Strahlenschutzverordnung gelten seit dem 31. Dezember 2018 erweiterte Regelungen zum Schutz
vor Radon. Erstmalig wurde zum Schutz vor Radon ein Referenzwert fur die GUber das Jahr gemit-
telte Radon-222-Aktivitdtskonzentration in der Luft von 300 Bg/m® fiir Aufenthaltsrdume und Ar-
beitsplatze in Innenrdumen festgeschrieben.

Wer ein Gebaude mit Aufenthaltsraumen oder Arbeitsplatzen errichtet, hat geeignete Malnahmen
zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu verhindern oder erheblich zu erschwe-
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ren. Diese Pflicht gilt als erfullt, wenn die nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik
erforderlichen Mallnahmen zum Feuchteschutz eingehalten werden.

Wer im Rahmen baulicher Veranderung eines Gebaudes mit Aufenthaltsrdumen oder Arbeitsplat-
zen MalRnahmen durchfiihrt, die zu einer erheblichen Verminderung der Luftwechselrate flhren,
soll die Durchfihrung von MaRnahmen zum Schutz vor Radon in Betracht ziehen, soweit diese
Malnahmen erforderlich und zumutbar sind.

Voraussichtlich bis Ende 2020 werden spezielle Radonvorsorgegebiete ausgewiesen, fur die er-
wartet wird, dass die Uber das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitatskonzentration in der Luft in ei-
ner betrachtlichen Zahl von Gebauden mit Aufenthaltsrdumen oder Arbeitsplatzen den Referenz-
wert von 300 Bg/m? liberschreitet. In diesen ausgewiesenen Radonvorsorgegebieten werden dann
weitergehende Regelungen in Bezug auf den Neubau von Gebauden, der Ermittlung der Radonsi-
tuation an Arbeitsplatzen in Kellern oder Erdgeschossrdumen und zum Schutz vor Radon an Ar-
beitsplatzen zu beachten sein.

Erlduterung
Die Hinweise betreffen Bauarbeiten oder Bauausfihrungen. Sie bertihren nicht das Bebauungs-

planverfahren oder Festsetzungen des Bebauungsplans. Die Hinweise werden in die Begriindung
zum Bebauungsplan aufgenommen.

Ordn.-Nr. 3 Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen
Stellungnahme vom 14.02.2019

Sachverhalt

Der GeoSN weist darauf hin, dass sich im Plangebiet die Héhenfestpunkte (HP) 5143 9 03400 und
5143 9 03410 befinden. Die Festpunkte sind grundsatzlich zu erhalten. Besteht die Gefahr, dass
sie beeintrachtigt werden, sind sie durch geeignete Mallhahmen so zu schutzen, dass sie durch
Bauarbeiten, Baustoffablagerungen, Baustellenverkehr oder andere Handlungen nicht beschadigt
oder in ihrer Lage verandert werden. SchutzmaRnahmen, die ihre Erkennbarkeit und Verwendbar-
keit beeintrachtigen, sind mit uns vorab zu besprechen. Alle Aspekte lhres Vorhabens, die diesen
Pramissen potenziell widersprechen, sind wahrend der Planungsphase mit uns abzustimmen.

Rechtsgrundlage fur diese Verfugung sind die Festlegungen in § 6 Abs. 1 u. 2 des Gesetzes uber
das amtliche Vermessungswesen und das Liegenschaftskataster im Freistaat Sachsen (Sachsi-
sches Vermessungs- und Katastergesetz - SachsVermKatG) vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI.
S. 138, 148), zuletzt geandert durch Gesetz vom 19. Juni 2013 (SachsGVBI. S. 482).

Erlauterung
Der Hinweis betrifft Bauarbeiten oder Bauausfiihrungen. Er berihrt nicht das Bebauungsplanver-

fahren oder Festsetzungen des Bebauungsplans. Der Hinweis wird in die Begriindung zum Be-
bauungsplan aufgenommen.

Ordn.-Nr. 5 Landesamt fiir Denkmalpflege
Stellungnahme vom 16.01.2019

Sachverhalt
Die im Geltungsbereich ausgewiesenen Kulturdenkmale sind nicht vollzahlig dargestellt. Es fehlen
Uber die betreffenden Nennungen hinaus:

Henriettenstralle 34: Wohnhaus in halboffener Bebauung konzipiert, mit Vorgarten; kubischer,
turmartiger Wohnbau mit markantem Dachgesims, vermutlich zusammengehoérig mit der benach-
barten Kreuzkirche (Henriettenstral’e 36) und einheitlich mit dieser gestaltet, baugeschichtlich von
Bedeutung, dat. Mitte 1930er Jahre
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Reichsstralte 50: Mietshaus in halboffener Bebauung, Eckhaus und Vorgarten; mit Laden, stattli-
cher Eckbau mit lagebetonter Fassadengliederung und anspruchsvollem Dekorsystem, seltene
halbrunde Treppenhausform, baugeschichtlich von Bedeutung, dat. 1900

Reichsstralle 54: Mietshaus in vormals geschlossener Bebauung mit Vorgarten; qualitatvoller
Mietsbau mit anspruchsvoll gegliederter Fassade in Neorenaissanceformen, guter Erhaltungszu-
stand, baugeschichtlich von Bedeutung, dat. Ende 19. Jh.

Erlauterung
Der aktuelle Stand der Denkmalliste wird nachgetragen. Der Bebauungsplan trifft in Bezug auf

eingetragene Denkmale keine Festsetzung sondern tGbernimmt die Angaben gemal § 9 Abs. 6
BauGB nachrichtlich. Die landesrechtlichen Regelungen zum Denkmalschutz finden unabhangig
vom Bebauungsplan Anwendung.

Ordn.-Nr. 6 Landesamt fiir Archdologie
Stellungnahme vom 09.01.2019

Sachverhalt
Das Landesamt fiir Archaologie erhebt gegen die Planung keine Einwande. Gebeten wird, die aus-
fuhrenden Firmen auf die Meldepflicht von Bodenfunden gemalf} § 20 SachsDSchG hinzuweisen.

Erlduterung
Ein entsprechender Hinweis wird in der Begriindung zum Bebauungsplan aufgenommen.

Ordn.-Nr. 10 Offentlichkeit
Stellungnahmen vom 08.02.2019 bis 18.02.2019

Sachverhalt
Angeregt wird, dass ein Parkhauskonzept (teilweise auch die Bezeichnung Parkplatzkonzept) von
der Stadt Chemnitz erstellt und nachtraglich in die Bebauungsplane eingearbeitet werden muss.

Erlduterung
Die Erarbeitung eines Parkhauskonzeptes kann nicht Uber den Bebauungsplan ausgeldst werden.

Die Auslésung eines entsprechenden Arbeitsauftrages ist Gegenstand einer eigenstandigen politi-
schen Entscheidung.

Anlagenverzeichnis:

Anlage 3: Planzeichnung mit textlichen Festsetzungen
Anlage 4: Begrundung



	Kopf_Art
	Kopf_Nr
	Gremium
	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlagen
	Anlage

